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Brtnffl Hö»«Preist fit gdiuitintffeifd).
Der im 8 t der Verordnung vom 28 April 1917,

Kreisblatt Nr 102 für t Pfund frisches Schweinefleisch
festgesetzte Höchstpreis wird von heute ab bis auf Weiteres
auf i Mark 70 Pf . für l Pfund frisches Schweinefleisch
festgesetzt. Die Preise für die übrigen Fleischwaren bleiben
unverändert

Diez  den ! 6 . Januar 1918.
Der Kreisausschuß de» Unterlahnkreise ».

Duderstodt
* * «

Tg . Zl . 145.
ff« dtze O»»«W » »iG,*« elfter

Ich ersuche, die Metzger und die Bevölkerung sofort
auf diese Bestimmung hinzuweisen.

»er » «rfttzende de« ftret »a»»fcha HeS
Duderstabt.

Abt». 111b Tgb .°Nr, ^ 7 531/7244.
Fmnkfurt a . M ., den 22. Dezember 1917.

Betr. : Anzeige vou leerstehe«»»» «nd sekünvigte»
W»h»«»ge«.

Berordn»nq.
Im Einvernehmen mit dem Gouverneur der Festung

Mainz wird die Verordnung vom 29. 10. 1917 (III b
22 531/6222 ) dahin abgeändert , daß die Verpflichtung , An¬
zeige nach Ziffer 1 zu erstatten , aus die Vermieter von
3°Zimmerwohnungen ausgedehnt wird und Ziffer 1 fol¬
genden Zusatz erhält:

Desgleichen ist innerhalb 48 Stunden derselben Stelle
zu melden , sobald eine der bezeichneten Wohnungen , Schlaf¬
stellen usw wieder vernrietet ist.

XVIII Armeeksrps.
GteAvertretenve» Gerrer«lk»« « «»ft».

Brr stell». Kommandierende General:
«iedel.

(tt .am (Uui ’tt Am;»

Tgo .-Nr . 169 K. W. Diez,  den 14. Januar 1918.
Nachstehende Verfügung stellv . Generalkommandos in

Frankfurt a . M . wird hiermit veröffentlicht.
Krieg » WirtschaftSstelle de - ttu -erlahnkreises.

S . « . r
Sch»«.

• •  *

Verkauf vs « E »alldu »O.
Mit Rücksicht aus die besondere Bedeutung , die im

Interesse unserer Vvlksernährung einem gesteigerten An¬
bau von Gemüse im kommenden Frühjahr beizumessen ist,
hal . ° ich es für geboten , daß gleichwie im Vorjahre der
Stalldünger von Militärpftrden in den nächsten Monaten
in erster Linie zu 'Gunsten des Gemüsebaues Verwendung
findet.

Ich bestimme daher folgendes:
1. Sämtlicher Dünger von Mlitärpftrden berittener

Truppenteile , der im Bereich des 18. A .°K. in den Monaten
Januar , Februar und März vorhanden ist bezw. anfällt , ist»
•'ottch er nicht von diesen Truppenteilen im eignen Betrieb
notwendig gebraucht wird , unmittelbar rmter Ausschal¬
tung jeglichen Zwischenhandels , an Gemüsezüchter , Hunr-
oe.sg 'irtnereibetriebe , die die Anzucht von Frühgemüft be-
trech .n, sowie an Landivirte , welche feldmüßig Gemüsebau
tstrrlven , abzugeben.

Als Gemüse gelten in dieser Hinsicht auch Frühkar¬
toffeln.

2. Etwa eingegangene anderlveitige Verträge bleiben
zunächst bestehen, sind jedoch bis zum 15. Januar pünkt¬
lich unter Angabe aller ivesentlichen Bedingungen dem
stellv . Generalkommando , Abt . VII, zu melden , soweit dies
nicht schon gemäß Verfügung IV a , VII 3245 dom 26. 2. 17
(K. V . Bl . S . 254/17 . Nr . 274) geschehen ist.

3. Die berittenen Truppenteile dürfen den Dünger nur
an solche Personen abgeben , die eine von der Krftgswict-
schaftsstelle (Landrat , Kreisamt ), in Stadtkreise von d-r
Stadtverwaltung ausgestellte Bezugsbescheinigung auf eine
bestimmte Menge haben.

4. Die berittenen Truppenteile haben nach Möglich»
feit den Dünger selbst abzufahren , soweit es sich um Lreke-
rung an Gemüsezüchter usw. handelt ; die Bescheinigung
der Kriegswirtschaftsstelle bezw. der Stadtverwaltung hat
gegebenenfalls einen Vermerk zu enthalten , daß den Go
müftjiichtern das Abholen unmöglich ist.
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Bek der Prewsestfetzüng sind die zuletzt erziefteir Acte«
denspreise zugrunde zu legen, zuzüglich eines Aufschlages
bis zu höchstens 50 Prozent , wobei die Befcbaffenheit des
Dunges , insbesondere die Art der Streu in Rücksicht zu
ziehen ist.

_ 6. Vorstehende Bestimmungen finden auch Anwendung
aus den nach G. B . O. I. Ziffer 548 b und c anfallenden
Stalldünger.

7. Maßnahmen in gleicher Richtung bezüglich desjeni¬
gen Stalldüngers , über lvelchen nach Punkt 2 einzusen¬
dende Verträge abgeschlossen sind, behalte ich mir nach
Eingang der angeforderten Meldungen vor.

Riedel.

! 27. Diez , den 15. Januar 1918.
«n die Ortepolizeibehörde « de» Kreise ».

Ich bringe meine Verfügung vom 16. April 1917,
I. 3039 , Kreisblatt Nr . 89 in Erinnerung und ersuche um
umgehende  Berichterstattung , wieviel Fischereischeine im
Kalenderjahre 1917 ausgestellt worden sind.

Fehlanzeige ist erforderlich.
»er König !. Landrat.

I . V . .
stimm,r « « nn.

Bekanntmachung.
R«ffauifcher Ze»tralwaise«fo«v».

Wirth'sche Stiftung für arme Waise«.
Im Februar lfd. Js . gelangen die Zinsen des Wicth-

fchen Stiftungs -Kapitals von 20 000 Mark aus dem Rech¬
nungsjahre 1917 im Betrage von 800 Mark zur Ver¬
teilung.

Nach denr Testament des verstorbenen Landesdirektors
a . D . Wirth sollen die Zinsen einer gering bemittelten
Person (männlichen oder weiblichen Geschlechts), die früher
für Rechnung des Zentralwaisenfonds verpflegt worden
ist und die sich seit Entlassung , aus der Waisenversorgung
stets untadelhaft betragen hat , frühestens fünf Jahre nach
dieser Entlassung als Ausstattung öder zur Gründung einer
bürgerlichen Niederlassung zngewendet werden.

Die an den Landeshauptmann zu Wiesbaden zu richten¬
den Bewerbungen müssen Angaben enthalten:

1. über den seitherigen Lebenslauf des Bewerbers oder
der Bewerberin , namentlich seit Entlassung aus der
Waisenversorgung;

2. über deren dermalige Beschäftigung;
3. über die geplante Verwendung der erbetenen Zuwen¬

dung im Sinne der Stiftung.
Ihnen sind amtliche Bescheinigungen über die seit¬

herige Beschäftigung und Führung der Bewerber und Be¬
werberinnen , sowie Zeugnisse der seitherigen, insbesondere
des letzten Arbeitgebers beizufügen.

Ich ersuche um Beluerbungen mit dem Hinweis , daß nur
solche, die vor dem 1. März 1918 cingehcn, berücksichtigt wer¬
den.können.

Wiesbaden, den 3. Januar 1918.
_Der L«u»e»haupt« anu.

Tzb .-Nr . Fl . 110. D i e z , den 15. Jam, « - « 1« .
Bekanlttmalvunlj.

Vom 15. Januar 1918 ab dürfrn Spanferkel mnr noch
mit  meiner Genehmigung geschlachtet werden . Da » au » der-
Schlachtung gewonnen« Fleisch muß aus die Fleischkarten arv-
fferechnet werden.

Die Herren Bürgermeister ersuche ich, in ortsüblicher
Weis« die Bevölkerung daraus hinzuwetsen und die Fleisch-
^ Schauer davon in Kenntnis zu setzen, daß sie die Beschau
vm, Spanferkeln , für die ein Schlachttrlaubni »schein nicht
vor .regt. nicht vornehmen dürfen.

Der Vorsitzende de« Krei »»utzschufie».

H-Mr . WO ff.  $ 1*1 , den 8. Jan « « WM
Betrifft: Nachprüfung und Abnahme der

vorhaudenen Getreidevorrtite.
Zur Sicherung der Volksernährung ist die br,chleunigte

und restlose Abnahme aller abgabepflichtigen Getreids-
mengen erforderlich. Eine Nachprüfung in den einzelne«,
landwirtschaftlichen Betrieben und bei sonstigen Besitzern
durch besonders bestimmte Kommissionen wird nach höher*«
LrtS ergangener Anordnung Ende Januar ds . I » strttfi »-
den. Damit bei der Nachprüfung in der Hauptsache alle»
GetreiYe bereits abgeliefert ist, werden die Heroen Bürge »-
«nister oufgeforbert , wegen der Ablieferung der noch bei
den Landwirten lagernden Vorräte sofort « it dem Krmmis-
fionär , Martin Fuchs B . m. b. H. in Di«z, in Verbind nag
zn treten und das Wettere zu veranlassen.

Rach den gesetzlichen Bestimmungen find bet W-
mt )m»  den Landwirten zu belassen:

«) Zur menschliche « Ernährung:
1. an Brotgetreide (Roggen und Weizen) &/a  Kg . für dM

Kopf und Monat der B r o t ftlbstversorger bis IS.
August 1918,

2. «h Gerste und Hafer insgesamt 3 Kg. für de« Kapf der
HauSholtungSangehvrtgen,

3. an Hülsenftüchtrn insgesamt 1 Kg. für den Kopf der
Haushaltungsangehörige «.
k) Zur Fütterung des im Betriebe,ehal-

tsnen Viehes:
1. an Hafer einschl. Gemenge au » Hafer und Gerste für

jedes Pferd und für jedes Maultier für die Zeit dom
13. November 1917 bis 13. August 1918 8 Ztr ., oder
für den Tag 3,3 Pfund,

S. desgl . für jeden Gmneind«bullen 3 Ztr . oder für Owt
Tag 366 Gramm,

S. deSgl. für jeden Zuchteber V» Pfund täglich,
4. desgl . für jede werfend« Zuchtsau 45 Pfund für jede,

Wurf.
e) Zur Verwendung als Saatgut.

1. an  Hafer : in den Gemeinden Mtendtez , Birlenbach.
Diez, Flacht , Freiendiez, Hahnstätten , Holzhelm, Obe»-
neisen 75 Psd. pro Morgen , ,

in den Gemeinden Hömberg, Kemmenau, Rettert,
Zimmerschiev und Winden 125 Pst», pro Morgen,

in den übttgen Gemeinden 100 Pst», pro Morgen;
2. an Gerste 80 Pfd . pro Morgen;
8. an Srbsen und Bohnen 75 Pfd . pro Morgen.

Um dir -Ende Januar stattflndende Nachprüfung W m»
leichtern haben alle Landwitte ohne Ausnahme ihr ge-
ftrntes ausgedroschenes Getteide bis zum 20. Januar ds.
I ». aufzufaffen und in Säcke zu je 102 Pfund mit Sack zu
verwiegen. Me den Landwitten zu belassenden « etcrib*-
mena;n, einschließlich des Saatgutes find auszmonöcrn und
besonders zu lagern . Sämtliche festgestellten Getreideinen¬
gen müssen von den Kommissionen nachgewogen werden.
Da das Getreide, das den Landwitten nicht belasten werden
darf , bei der Nachprüfung sofott abgenvmmen werden muß,
haben die Herren Bürgermeister für die Stellung eine.
Wage mit ,beit erforderlichen Gewichten und eines Fuhr¬
werks zu sorgen, das die beschlagnahmten Mengen sofott
zur Abnahmestelle oder in einen von der Gemeind« sicher
zu stellenden verschließbaren Raum (Tanzsaal usw.) Vev-
bringt . Sollte der Gemeinde ein genügend großer Raum
nicht zur Verfügung stehen, so muß der Schulsäal , eventuell
unter Ausfall des Unterrichts , in Anspruch genommen wer¬
den. Der zu stellende » ageasührer , der zuvettässig sein
muß, hat sich an der Verladung der Säcke zu betecllgen.
lieber dre Zusammensetzung und den Zufnmmr »tritt »er
Kommissionen ergeht besondere Verfügung.

De» Morfitzende de» KreiSausschuss,«.
3 . V i , •

Schön , KreiSdeputietter . \
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J .-4Kk II . 271. tili,  tw « li . ^ amtav 1918.
An die Magistrate der Städte «nd die Herren

vstrgermetster der Landgemeinde«.
Betrifft: des Verkehr mit Saatgut.

Durch die Berordmuig des Herrn Staatssekretärs des
Kriegsernährnngsamtes vom 22. Dezember 1917 (Rerchs-
zrsetzllatt Seit « 1124) Ziffer 1 ist bestimmt, daß die Ver¬
äußerung , der Erwerb und die Lieferung von Früchten zu
Saat zwecken  imr noch gegen eine mit dem Prüfungs-
d'.rmerk und dem Stempel der höheren Verwaltungsbehörde
-- das ist der Regierungspräsident — versehene Saatkartr
erlaubt ist.

Ich ersuche daher die Magistrate und die Herren Bür¬
germeister der Landgemeinden, dies sogleich in ihren <8*
meinten bekannt zu geben und die bereits von unr aus¬
gestellten Saatkarten über Sommergetreide  auf die
eine Belieferung , die bestimmungsgemäß erst vom 1. Januar
1918 ab zulässig ist, noch nicht stattgefunden hat . unver¬
züglich einzuzichen und mir zurückzugeben, damit ich sie
dem Herrn Regierungspräsidenten zur Prüfung und Ab¬
stempelung dorlegen kann. Die Saatkarten werden von dem
Herrn Regierungspräsidenten mit tunlichster Beschleuni¬
gung den Inhabern zurückgegeben werden.

Künftig von mir auszustellende Saatkarten werden
kkensalls zunächst dem Herrn Regierungspräsidenten vorge-
legt werden.

Gaatkarten ohne den Prüfungswrrmerk des Herrn Re»
IierugSprästdenten sind ungültig.

Meine Verfügung dom 13. August v. I » , II . 8888,
Kreistlatt Nr . 191, bleibt unverändert in Kraft.

Der Vorsitze« »« de» Krei »«n»sch« fie».
I.

Schön , SreiSdeputierter.
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9.spia n.: ErrgNsch« Vorstöße am HvuthvUlster Walde , an
der Bahn Doesinghe-Staden und ein stärkerer französischer
Angriff bei Flireh abgewiesen. -

10 . Jan . : Bei sonst geringer Gesechtstätigkeit leb¬
hafter Artilleriekampf m Uperii. — Erkundungsvorstöße
der Engländer bei Zandvoorde abgewiesen. — Das Ergebnis
der Luftkämpfe im Dezember : feindliche Verluste 119 Flug¬
zeuge mtjj 9 Fesselbatone , eigene Verluste 82 Flugzeuge
und 2 Fesselballone.

11 . Jan . : Englischer Vorstoß südöstlich Wern zum
Scheitern gebracht. Artilleriekämpfe an verschiedenen Front¬
stellen.

12 . Jan . : Artillerie - und Minenkämpfe an verschie¬
denen Stellen der Front.

13 . Jan . : Starke französische Erkundimgsabteilungen
nördlich von Reims , in der Champagne und bei Avocourt
abgeschlagen. Erfolgreiches eigenes Unternehmen bei Ornes.
— Mehrfach erhöhte Feuertätigkeit . — Zahlreiche Luft-
kämpfe.

14 . Jan . : Gelungene 'deutsche Erkrmdungsvorstöße
längs der Westfront. Abschnittwerse erhöhte Feuertätigkeit
auch in Mazedonier».

r. 10341. Diez,  den 13. Januar 1918.

Zulagen zu Renten aus -er
^nvaliöenverficherung.

Durch eine Bekanntmachung vom 3. Jamrar 1918 hat
der Bundesrat bestimmt, daß vom 1. »Februar ab bis zum
31. Dezember 1918 den Empfängern einer reichsgesetzlichen
Invalidenrente eine monatliche Zulage von 8 Mk., Emp¬
fängern einer Witwen - oder Witwerrente eine monatlich?
Zulage von 4 Mk. gewährt wird . Das Reich schießt die
erforderlichen Beträge den Persicherungsträgern zinslos vor
und erhält sie von ihnen in zehn gleichen Teilbeträgen in
den Jahren 1919 bis 1928 zurück.

ft» di« Herr«« Bürgerm-iftrr des Kreise».
Bevor Sie die öffentlichen Blätter einh-inden lasten,

wollen Sie ihre Vollständigkeit prüfen , die etwa fehlenden
Blätter schleunigst beschaffen und den Buchbinder hstonach
entsprechend anweisen. Für die Vollständigkeit der Blätter
sind Sie verantwortlich.

Von dem Reichsgesetzblatt und der Gesetzsammlung er¬
scheint das Register demnächst. Infolge Vertrngsänderung
wegen Herstellung des Regierungs -Amtsblattes lvird das
alphabetische Sach- und Namenregister für 1917 nicht mehr
wne früher unentgeltlich geliefert werden. Die Zustellung
diests Registers kann nur gegen Bezahlung von 0,80 Mark
für das Stück erfolgen.

Stücke der von Ihnen zu haltenden , an bestimmten
Lagen erscheinenden Blätter sind, sobald sie ausbleiben . so¬
fort bei der Post anzufordern , während die Reklamationen
wegen der in nicht regelmäßigen Fristen herauskomorendk»
Blätter längstens bis zum Eintreffen der nächsten Kummer
zn « folgen haben.

Der gtüMiftf. S«ndr»t.
S. vr

Zt » » e «» « » ».

Die vam .Bundesrate getroffene Regelung geht auf ver¬
schiedene Anregungen des Reichstags , den bei der gegen¬
wärtigen Verteuerung des Lebensunterhaltes in Bedräng¬
nis geratenen Rentenempfängern zu helfen, zurück. Bei der

I-im Frühjahr 1917 im Hauptausschusse des Reichstages ge¬faßten Entschließung war eine Unterstützung der Renten¬
empfänger nur im Falle der Bedürftigkeit vorgesehen. In
seiner Entschließung vom Oktober 1917 wünschte der Reichs-

I tag eine erweiterte Fürsorge aus Mitteln des Kriegsfondsfür die Jahre 1917 und 1918 für alle Rentenempfänger.
Der erstgenannten Entschließung ist durch ein Rund-

» schreiben des Reichskanzlers an die Bundesregierungen eni-
» sprachen worden, worin ihnen nahegelegt wurde , überall da.
i wo eine durch Kriegsverhältnisse gebotene Zulage zu den
f Renten aus der sozialen Versicherung erforderlich sein sollte,

auf dem Wege der gemeindlichen Kriegswohlfahrtspflege1 helft nd einzugreifen.
Nachdem sich gezeigt hat , daß auf diesem Wege ein«

wirksame Hilfe für die Rentenempfänger nicht überall zu
erreichen war , ist die erweiterte Fürsorge zunächst für Emp¬
fänger von Invaliden -, Witwen - und Witwerrenten aus der
Invalidenversicherung durch eingangs genannte Bekannt¬
machung eingeleitet worden.

Kriegs -Chronik.
S. I a n. : Englischer Angriff bei Dullecourt abgewiesen.

— Erfolgreicher Erkundungsvorstoß deutscher Jäger in
Mazedonien. Im übrigen Artilleriekämpfe.

Tie neue Fürsorge ist zeitlich beschränkt worden ; sie soll
nur für die 11 Monate vom Februar bis Dezember 1918
gewährt werden. Maßgebend für diese Begrenzung war der
Umstand, daß die Verordnung aus Grund des Ermächti¬
gungsgesetzes vom 4. August 1914 erlassen werden mußte,
da die Regelung der Fürsorge durch ein Gesetz naturgemäß
eine längere Zeit in Anspruch nimmt , die gegenwärtigen
Teuerungsverhältnisse jedoch eine schnelle Abhilfe des unter
den Rentenempfängern beobachteten Notstandes erforderten.
Tie verbündeten Regierungen waren sich aber von vorn»



betritt flat,  saß bei iien  niedrigen Renten der Jnvalwen-
der, 'cherung eine Weitergetoährung der Zulage in Irgend
einer Form auch über den 31. 'Stegembet  1918 nicht gu  um¬
gehen jein würde. Die erheblichen Mittel jedoch, die für
eine solche erweiterte Fürsorge erforderlich sind, können
weder dom Reiche vorgeschossen, noch von den Versicherung^
träg. rn aus den bisherigen Beiträgen oder ihren äuge,am-
melien Vermögen aufgebracht werden. Hier;» sind neue
Beiträge nötig, die durch eine Aend»rung der Bettragssätze
hu vierten Buch der Reichsversicherungsordnnngringrführt
werden müssen. Die gesetzliche Regelung wird, wenn die er¬
weiterte Fürsorge ohne Unterbrechung über den 31. Dezem¬
ber 1918 fortbestehen soll, noch im Laufe des ersten Halb-
jahres 1918 zu treffen sein.

Dre nohen Kosten der durch die Bekanntmachung vor-
gesehemn Leistungen— sie sind auf rund 9 Millionen Mark
monatlich vemnschlagt — verbieten es, die Fürsorge für
zurückliegende Zeiten eintreten zu lassen. Dazu würden noch
verwalfungstcchnischeSchwierigkeiten getreten sein. Bet
der jetzt vorgesehenen Regelung wird die Zulage — in der
Regel erhält er sie bei derjenigen Stelle , welche die Beschei¬
nigungen auf der Rentenquittung erteilt — und bekommt
daraufhin von der Post die Zulage ausgezahlt. Jede Zah¬
lung für zurückliegende Zeiten wäre ohne Mitwirkung der
Versichern'.!gsträger nicht möglich, da sie allein auf Grund
ihrer Rentenlisten die Bezugsdaner der Zulage einwandfrei
feststrllen können. Die Versicherungsträger hätten alsdann
den Berechtigten einen Bescheid zu erteilen und die Post
zur Zahlung anzuweisen, eine Arbeit, die für mehr als
eine Million Rentenempfänger geleistet werden müßte. Da¬
zu sind die Versicherungsträger bei dem großen Mangel
au Hilfskräften außerstande.

Diese Rücksichtnahme auf die Verwaltungsschlvierig-
knien der Versicherungsträger hat auch' dazu geführt, den
Personenkreis, dem die Fürsorge zuteil werde.! soll, auf
invaliden -. Witwen- und Witwerrentenempfänger zu be¬
schränken, da sie iq erster Linie unter der Denen,ng leiden
und bei ibnen die Durchführung der erforderlichen Maß¬
nahmen am einfachsten zu erreichen war. Für Empfänger
von Alters- und Waisenrenten wird im Falle dines Bedürf¬
nis,es die gemeindlich« Kriegswohlfahrtspflege eintreccn
können.

Was die Aufbringung der Kosten für die Zulage be¬
trifft, so ist bemängelt worden, daß sie nicht allein vom
Reiche getragen werden, sondern auf die Versicherungsträger
abgewälzt seien. Dem ist entgegßnzuhalten, daß die Finanz¬
lage des Reiches es nicht gestattet, für einen Bruchteil der
Bevölkerung hohe Lasten zu übernehmen. In der Sitzung
des Reichstages vom 11. Oktober 1917 hat ein Vertreter der
Reichssinanzverivaltungdarauf hingewiesen, daß allein die
vom Reichstage in seiner letzten Tagung geforderten Für-
jorgemoßnahmeneinen jährlichen Aufwand von mehr als
zwei Milliarden Mark erfordern würden. Es ist aber auch
n,cht richtig, daß das Reich die Aufwendungen für die Zu-
Wae aus die Versicherungsträgerabwälzt. Das Reich stellt
vielmehr die erforderlichen Mittel zinslos zur Verfügung
und erhält seine Auslagen in Zehnteln zurück; es hat also
einen nicht unbeträchtlichenZinsverlust. Nimmt man den
Zinsfuß, zu dem das Reich die Mittel für die Bor,chuß-
zach.mgen der Post aufzubringen hat, nur zu 5 vom Hun¬
dert an, so verliert das Reich bis zur Rückzahlung des letzten
Zehntels rund 25 Millionen Mark, beteiligt sich also an den
Auswendungen für die Invalidenversicherung außer den
100 Millionen Mark für den Reichszuschuß mit einem recht
erheblichen Betrage. .

Durch die Zurückzahlung in Teilbettägen ist der nicht
günstigen Vermögenslage einiger Versichettrngsliäger hin¬
reichend Rechnung getragen. Durch die voraussichtlich im
Jaqre 1919 eintretende, bei der Höhe der zu übezähmenden
Lasten nicht unerhebliche Beitragserhöhung wird es der,
Bersicherungsttägern leicht möglich sein, die Zehnter aus

laufenden Beitcagseiunahmen zu erstatten.

„Pirpierstrtketts zom Heizen"—ei« schlechter Rat
Die Heizmittelknapphert scheint beveitS auf einige Köpke

bedenklichen Einfluß auszuüben: nur so ist der „wohlge¬
meinte Rat" erklärlich ,der vor einigen Tagen gegeben
wurde, „Papierbriketts zum Heizen" zu verwenden. Da¬
nach kann man „bei Mangel an Koks auch Zeitungs-
pnpier zum Heizen verwenden", nur muß man die Zei¬
tungen erst einweichen und samt „am besten zu festen
bneuartigen Klumpen zusammenballen".

Wir können nur annehmen, daß dieser Vorschlag ein
schlechter Witz sein soll, den Zeitungslesern vorübergehend
etwas warm zu machen; denn im Ernst einen solchen Vor¬
schlag machen, hieße sich am Vaterland versündigen. Macht
sich doch allerseits ein bedauerlicher Mastgel an Papier
jeder Att bemerkbar, dem nur dadurch gesteuert iverden
kann, daß den Papierfabriken möglichst große Mengen ge¬
brauchten Papiers zum Einstampfen und Neuverarbeiten
zugcsöhtt werden. Dazu kommt, daß Papier ein „Mädchen
für alles ist", und heute manchen anderen Stofs ersetzen
muß, den uns die Feinde nicht hereinlassen.

Da man heute für den Zentner Altpapier 8—10 Mark
bekommt■ist Papier ein recht teurer Brennstoff, ganz nl-
gesehen davon, daß der Brikcttsabrikant schon mehrere große
Zeitungen halten muß, unr den nötigen „Rohstoff" zur
Verfügung zu haben. Daß „ein derartiges Verfahren nur
dam: Anwendung finden kann, wo der Küchenherd ohne¬
dies ständig geheizt ist", läßt den Vorschlag nicht über¬
mäßig praktisch erscheinen.

Wie das Gold auf die Reichsbank, gehött das gebrauchte
Papier in die Sammelstellen, die ja jetzt auch in allen
Schulen eingerichtet sind. Darum wollen wir unsere alten
Zeitungen den Kindern mit in die Schule geben, die in ihrem
Sammeleifer darüber so beglückt sind, daß wir uns an den
strahlenden Kindergesichternmehr erwärmen können, als
an den „Papierbriketts".

Land« «nd Forstwirtschaft.
Eine neue Gefahr der Landwirtschaft.

UebcreinstimmendeWahrnehmungen aus allen Teilen des
Landes gehen dahin, daß seit einiger Zeit in großem Um¬
fange Gütevaukäusevon Kriegsgewinnern teilweise bereits
getätigt sind, teilweise wenigstens in Vorbereitung vegnffcn
sind. Infolge dieser starken Nachftage nach Gütern sind die
Gürerprtzise in einer übeiaus ungesunden We'se gestiegen.
Es liegt da auch offensichtlich die Gefahr einer ungesunden
weiteren Bildung von Großgrundbesitz vor. Zu besonderen
Bedenken geben die erwähnten Wahrnehmungen für die
zweisvrachigen Landesteile der Ostmark Anlaß. Hier treten
die volnischen Banken vielfach als Käufer auf, die. weil sie
an den Zeichnungen für die Kriegsanleihen sich nicht betei¬
ligt haben über große Kapitalien Verfügen. Innerhalb der
Regierung hat man erwogen, ob nicht mit staatlichen Maß¬
nahmen dem Weiterumsich greifen ungesunder Zustände aus
dein Gütermarkt während der Kriegszeit entgegeng.'wittt
werden müßte. Voraussichtlich dürften diese Erwägungen
zu dem Ergebnis führen, daß durch Bundesratkverord-
nung der Ankauf von Gütern während der Äriegszekt und
ioahrscheinlich noch einige Zeit darüber hinaus an eine be¬
hördliche Genehmigung geknüpft wird.

Anzeige«,

Eine « «e«e« Holzschlitte«
und einen

eilusparmigeit Wagen
zu »erkaufen. _ , -
itM) K«tze«elnbogk «, Ne»güffe 10$.


	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]

